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1. Allgemeine Informationen zur Verarbeitung 
 

a) Verantwortlicher:   
 
Kreis Pinneberg 
Die Landrätin / Der Landrat 
Kurt-Wagener-Straße 11,  
25337 Elmshorn 

 
b) Zweck der Verarbeitung:  
 

Bearbeitung von Verkehrsordnungswidrigkeiten im (aa) fließenden und (bb) ruhenden Verkehr  
 
c) Beschreibung der Datenverarbeitung: 
 

(aa) 
Im Falle eines Geschwindigkeits- oder Rotlichtverstoßes erhebt der Kreis Pinneberg personenbe-
zogene Rohdaten, die auf den Messanlagen der Geschwindigkeits- sowie Rotlichtüberwachung 
verschlüsselt gespeichert werden.  

 
Der Kreis Pinneberg selbst hat keinen Zugriff auf die erhobenen Rohdaten; sie werden ver-
schlüsselt an das Landespolizeiamt, Abteilung 1, Dezernat 13, Sachgebiet 133, übermittelt.  

 
Die weitere Verarbeitung der Daten erfolgt im IT-Verfahren OWI21 des Landespolizeiamtes, Ab-
teilung 1, Dezernat 13, in dessen datenschutzrechtlicher Verantwortung. 

 
Das Landespolizeiamt, Dezernat 13, Sachgebiet 133 übermittelt dem Kreis Pinneberg die zur 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Daten über die im Rahmen der Auswertung festgestellten Ver-
stöße.  
Datensätze, die vom Landespolizeiamt, Abteilung 1, Dezernat 13, Sachgebiet 133, in originärer 
Zuständigkeit verarbeitet werden (Verwarngelder), werden nur dann im Anschluss übermittelt, 
wenn die Betroffenen mit dem Verwarngeldangebot nicht einverstanden sind und damit ein Buß-
geldfall eröffnet wird.  
Die Bußgeldstelle des Kreises Pinneberg verarbeitet die Daten im Fachprogramm WinOWiG, bis 
sie zum Ende der Aufbewahrungsfrist (s. unter f)) gelöscht werden. Alternativ werden die Daten 
vollständig an die Staatsanwaltschaft / das zuständige Amtsgericht übergeleitet, wenn ein Verfah-
ren dort weitergeführt wird (Einsprüche, (Verdacht auf) Straftat). 
 
(bb) 
Verstöße im ruhenden Verkehr werden dem Kreis Pinneberg durch Kommunen, mit denen ent-
sprechende vertragliche Vereinbarungen bestehen, als Datensätze zur Ahndung übergeben. Of-
fene Anzeigen durch Dritte werden verarbeitet, wenn nach konkreten Indizien das Vorliegen einer 
Ordnungswidrigkeit nicht ausgeschlossen werden kann. 
Die weitere Bearbeitung erfolgt entsprechend dem unter (aa) dargestellten Verfahren. 
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d) Erhebung:  
 

(aa) 
Bildaufnahme von Fahrzeugen und deren Insassen, die die zulässige Höchstgeschwindigkeit 
überschreiten oder das Rotlicht der LSA Schenefeld überfahren.  
 
(bb) 
Haptische oder digitale Datensätze durch Ämter und Behörden, Polizei oder Dritte in Text und 
ggf. Bild von Fahrzeugen, die vermeintlich ordnungswidrig im öffentlichen Verkehrsraum abge-
stellt sind. 

 
e) Verarbeitung:  
 

- Identifizierung von Fahrzeugkennzeichen,  
- Ermittlung von FahrzeugführerInnen (fließender Verkehr), 
- Ermittlung von Fahrzeughaltern (ggf. fließender und stets ruhender Verkehr) 
- Erstellung eines Verwarngeldangebotes (Landespolizei) bzw. eines Bußgeldbescheids. 

 
f) Speicherung:  
 

Speicherung der Daten längstens bis zum Abschluss des Verfahrens,  
- in der Regel 6 Monate; 
- bei Bußgeldvorgängen bei Verkehrsunfällen, mit Fahrverbot oder Fahrtenbuchauflagen sowie 

Geldbußen über 250,00 € und bei Bußgeldvorgängen gem. § 24 a StVG: bis zu 3 Jahre. 
 

g) Rechtsgrundlage:  
 

§§ 160 ff Strafprozessordnung (StPO), § 35 ff. in Verbindung mit § 53 Abs. 1 Ordnungswidrigkeitenge-
setz (OWiG), § 165 Abs. 4 Landesverwaltungsgesetz, § 3 Abs. 1 LDSG. 

 
 

2. Beschreibung der Risiken 
 
a) Art der personenbezogenen Daten:  
 

- Messwert- und Übersichtsfotodaten incl. Datum, Uhrzeit und Ort des Ereignisses sowie das 
Fahrzeug mit Kennzeichen und Insassen; 

- Kennzeichen und Fahrerausschnitte (werden bei der Fallauswertung aus dem Übersichtsfoto 
entnommen); 

- Aufzeichnungen eines Ereignisses mit Daten und Foto (Fahrererkennung) mit Einblendung 
der Fahrzeug-Kategorie (PKW / LKW). 

 
b) Mögliche Risiken: 
 

- Missbrauch der Daten (z. B. unbefugter Zugriff); 
- Fehlidentifikation oder fehlerhafte Zuordnung; 
- Verletzung der Rechte der Betroffenen (z. B. Recht auf Auskunft, Löschung). 
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3.  Maßnahmen zur Risikominderung 
 
a) Technische Maßnahmen: 

- Verschlüsselung der Daten während der Übertragung und Speicherung; 
- Zugriffsbeschränkungen (nur autorisierte Personen); 
- Regelmäßige Sicherheitsupdates und Tests der Anlage und der Programme. 

 

b) Organisatorische Maßnahmen: 
- Schulung des Personals; 
- Festlegung klarer Verantwortlichkeiten und Prozesse; 
- Dokumentation der Verarbeitungsschritte. 

 
c) Datenschutzprinzipien: 

- Datenminimierung: Speicherung nur der unbedingt notwendigen Daten; 
- Löschung: Automatische Löschung nach Abschluss des Verfahrens; 
- Transparenz: Information der Betroffenen auf der Homepage. 

 
4.  Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit 

 
Die Verarbeitung ist notwendig, um die Verkehrssicherheit zu gewährleisten. 
Die eingesetzten Maßnahmen gewährleisten, dass die Risiken minimiert werden. 
 

5.  Ergebnis der Datenschutzfolgeabschätzung 
 
Unter Berücksichtigung der beschriebenen Maßnahmen ist das Risiko für die Rechte und Freiheiten 
der Betroffenen hinreichend gering. 

 
6. Weitere Schritte 

 
Regelmäßige Überprüfung der technischen Anlagen-Zuverlässigkeit und der organisatorischen 
Maßnahmen auf Aktualität. 
Sicherstellung eines störungsfreien und rechtssicheren Betriebes der Anlagen (ibs. Einhaltung der 
Eichtermine, unverzügliche Wartung bei Störungen) und Schulung des Bedienpersonals ibs. bei 
rechtlichen Änderungen. 

 
 
 
 
 

 
 


